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                        Agh-Drucksache 18/2028
Sollten sich zum Ende des Regelungszeitraumes (2019/2020) Anhaltspunkte dafür ergeben,
dass der gebotene Mindestabstand der Besoldung zu dem derzeit noch nicht höhenmäßig
bekannten Grundsicherungsniveau wider Erwarten nicht gewahrt sein könnte, wird
dies im Rahmen der durch die Evaluierungsklausel (Artikel 5) vorgesehenen Prüfung mit
berücksichtigt werden.
Mehr

    
                    
                        2020 BVerfG (2 BvL 4/18)
In allen verfahrensgegenständlichen Jahren wurde das Mindestabstands-gebot verletzt. Die Nettoalimentation blieb mindestens 24 % hinter der aus dem Grundsicherungsniveau abgeleiteten Mindestalimentation zurück. 


    
                    
                        2018 BVerfG (2 BvL 2/17)
"Auch das besondere Treueverhältnis verpflichtet Beamte nicht dazu, stärker als andere zur Konsolidierung öffentlicher Haushalte beizutragen. [...] Vor dem Hintergrund
der Wertungen des Art. 3 Abs. 1 GG ist das notwendige Sparvolumen dabei gleichheitsgerecht zu erwirtschaften."
Mehr

    
                    
                        2017 BVerfG
"Die verzögerte Übertragung der Tarifergebnisse [in Sachsen] für das Jahr 2008 in den Besoldungsgruppen ab A 10 aufwärts lasse sich, so das BVerfG, auch nicht als sozialverträglicher Sparbeitrag höherer Besoldungsgruppen rechtfertigen." 
Mehr

    
                    
                        2017 BVerwG
"Die Besoldung der Beamten des Landes Berlin in den Besoldungsgruppen A 9 bis A 12 war in den Jahren 2008 bis 2015 in verfassungswidriger Weise zu niedrig bemessen."
Mehr

    
                    
                        2017 BVerwG
“Im gesamten streitgegenständlichen Zeitraum vom 2009 bis 2015 liegt die beamtenrechtliche Mindestalimentation im beklagten Land nur geringfügig über dem sozialhilferechtlichen Grundsicherungsniveau [...] Die absolute Untergrenze der Beamtenbesoldung war damit unterschritten."
Mehr

    
                    
                        2017 OVG Berlin-Brandenburg
"... im Land Berlin für die Besoldungsgruppen der Kläger verfassungswidrig, weil die Besoldung mit dem sich aus Art. 33 Abs. 5 des Grundgesetzes ergebenden Grundsatz der amtsangemessenen Alimentation nicht vereinbar ist."
Mehr

    
                    
                        2014 Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
Mit  dem  derzeit  gültigen  Besoldungsanpassungsgesetz  wurde  die  Chance  vertan,  schon  in  den  Jahren  2012/2013  mit  der  Aufholjagd  zu  beginnen  und  das  zur  Berlinwahl  gemachte  Versprechen,  bis  2017  anzupassen,  zu  erreichen. 
Mehr

    
                    
                        2012 Fraktion Die Linke
Der Senat wird aufgefordert, dem Abgeordnetenhaus bis zum 31.10.2012 ein Konzept vorzulegen, in welchem dargelegt wird, wie eine Angleichung des Besoldungs- und Versorgungsniveaus der Berliner Beamtinnen und Beamten, Richterinnen und Richter an das Niveau des Bundes und der anderen Länder erreicht werden soll.
Mehr

    
                    
                        2012 Innensenator Frank Henkel (CDU)
"Wir stehen zum Koalitionsbeschluss, die Besoldung bis 2017 anzupassen."
Mehr

    
                    
                        2011 Innensenator Ehrhart Körting (SPD)
„Ich habe Verständnis für die Forderungen. Wir wollen die Besoldung bis 2017 auf Bundesniveau anpassen.“ 
Mehr

    
                    
                        Dr. Martin Stuttmann
"... stellt der Dienstrechtssenat [BVerwG] jahresweise fest, dass die Berliner Beamten in  der jeweils untersten Besoldungsgruppe seit 2009 rund 3000 Euro netto pro Jahr unterhalb ihres verfassungsrechtlichen Minimums lagen, teils sogar noch weiter darunter."
Mehr



            

                        
 

                                                                        

                            
            
                
                    
                                                
                            
                                                            

                                
                                                            

                            

                        

                    

                

            

        

        
                
                
                                        
                    
                        
                        
                            



    
    
    
        
        
        
            Es tut mir leid, aber Sie suchen nach etwas, was nicht hier ist.

            
                
            

        

        
    

    

    






    

    
        
            
        
    

    
        
    








Spende für das Aktionsbündnis

			

Wofür werden die Spenden verwendet?



		


Neueste Kommentare

	Interessierter zu Update: BVerfG erhält keine weitere Postdas wird ja wieder davon abhängen, wie sich das Jahr entwickelt (mögliche "Eilt-Fälle etc.)....... Bremen sollte ja auch 2023 verhandelt werden und ist in 2024 gerutscht. ohne ne Glaskugel zu haben......................ich glaube, es dürfte recht fix gehen ;-)

	Thomas Stein zu Update: BVerfG erhält keine weitere PostDanke Interessierter ! Ein Datum scheint es aber wohl nicht zu geben ?? Lustig finde ich auch deb Begriff "Jahresvorschau" welche dann dann doch bereits Mitte März herausgegeben wird, oh Gott, würden die alle in der freien Marktwirtschaft arbeiten, so wären die alle bereits ihren Job los....

	Thomas Stein zu Update: BVerfG erhält keine weitere PostIst schon lustig in einem föderalistischem Flickenteppich zu leben.... Es will mir absolut nicht in den Kopf, markante Berufe, in Deutschland nicht einheitlich zu besolden / entlohnen ! Das werde ich nie verstehen oder bin aber einfach zu blöd dafür.... Freue mich jetzt bereits auf die nächste Bundesregierung : Schwarz / Grün oder Jamaika ! Unfassbar






_______________________________

	Interessierter bei Update: BVerfG erhält keine weitere Post
	Thomas Stein bei Update: BVerfG erhält keine weitere Post
	Thomas Stein bei Update: BVerfG erhält keine weitere Post
	Interessierter bei Update: BVerfG erhält keine weitere Post
	Interessierter bei Update: BVerfG erhält keine weitere Post
	Interessierter bei Update: BVerfG erhält keine weitere Post
	Hanzen bei Update: BVerfG erhält keine weitere Post
	Hanzen bei Update: BVerfG erhält keine weitere Post
	Fragender bei Update: BVerfG erhält keine weitere Post
	Mario bei Update: BVerfG erhält keine weitere Post
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